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Ergänzungssatzung  
„Oberhermsdorf - Hauptstraße“ 

 
- Beschlussvorlage zur Abwägung am 25.04.2024     - 

 
 
Die Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange er-
folgte auf der Grundlage des Satzungsentwurfes in der Fassung vom November 2023. 
 
Die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit wurde im Rahmen der öffentlichen Ausle-
gung des Satzungsentwurfes in der Zeit vom 22.12.2023 bis einschließlich 31.01.2024 
vorgenommen.  
 
Während dieser Auslegungsfrist wurde seitens der Öffentlichkeit 1 Stellungnahme zu den 
vorliegenden Planunterlagen abgegeben, die unter III. behandelt wird. 
 
 
I. Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, die keine Anregungen 

vorgebracht bzw. sich zu Belangen geäußert haben, die nicht vom jeweiligen 
Träger öffentlicher Belange zu vertreten und nicht aus anderen Gründen not-
wendigerweise in die Abwägung einzustellen sind. 

 
KEIN ABWÄGUNGSERFORDERNIS 

 
 

- Landesdirektion Sachsen 
  (Stellungnahme vom 29.01.2024) 

 
- es stehen keine Erfordernisse der Raumordnung entgegen 

 
 

- Landratsamt Sächsische Schweiz-Osterzgebirge, 
  (Stellungnahme vom 30.01.2024) 

  
• Regionalentwicklung 

- keine Bedenken 
 

• Forsthoheit 
- keine Einwendungen 

 
• Immissionsschutz 

- keine Bedenken 
 

• Gewässerschutz 
- keine grundsätzlichen Bedenken; mit Hinweisen zum Vollzug 

 
 
 



 
Stadt Wilsdruff, Lks. Sächsische Schweiz-Osterzgebirge – Ergänzungssatzung „Oberhermsdorf - Hauptstraße“ 
- Beschlussvorlage zur Abwägung -____________________________________        _________  _______Seite:  2  

 
 
 

• Abfall, Boden und Altlasten 
- keine Einwände; mit allgemeinen Hinweisen zum Vollzug 

 
 

• Ländliche Entwicklung und Bodenordnung 
- keine Einwände 

 
 

• Katastrophenschutz, Feuerwehr- und Rettungswesen 
- keine Bedenken; mit allgemeinen Hinweisen zum Vollzug 

(Löschwasserversorgung) 
 
 

• Straßenbau 
- keine Einwände; mit Hinweisen zum Vollzug 

 
 

• Verkehrsrecht 
- keine Einwände 

 
 

• Siedlungshygiene 
- keine Einwände 

 
 

• Vermessungswesen und Katasterinformation 
- keine Bedenken 

 
 

 
- Landesamt für Denkmalpflege Sachsen 

(Stellungnahme vom 18.12.2023) 
 

- nicht berührt 
 
 

- Landesamt für Archäologie Sachsen 
(Stellungnahme vom 15.12.2023) 

 
- keine Einwände 

 
 

- Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge 
(Stellungnahme vom 17.01.2024) 

 
- keine regionalplanerischen Belange berührt 

 
 

- Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 
(Stellungnahme vom 26.01.2024) 

 
- keine grundsätzlichen Bedenken; mit allgemeinen Hinweisen zum Vollzug 
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- Sächsisches Oberbergamt Freiberg 
(Stellungnahme vom 09.01.2024) 

 
- keine Bedenken; mit allgemeinen Hinweisen auf Altbergbau 
 
 

- Landesamt für Straßenbau und Verkehr, NL Meißen 
(Stellungnahme vom 19.12.2023) 

 
- nicht berührt 
 

 
- Deutsche Telekom Technik GmbH 

(Stellungnahme vom 08.01.2024) 
 

- mit Angaben und Hinweisen zum Leitungsbestand 
 
 

- SachsenNetzeHS.HD GmbH, Regionalbereich Heidenau 
(Stellungnahme vom 02.01.2024) 

 
- mit Angaben und Hinweisen zum Leitungsbestand  

 
 

- GDMcom mbH 
(Stellungnahme vom 18.12.2023) 

 
- nicht betroffen  

 
 

- Abwasserzweckverband „Wilde Sau“ 
(Stellungnahme vom 16.01.2024) 

 
- Zustimmung; mit Hinweis auf Abstimmungsbedarf im Vollzug 

 
 

- Zweckverband Abfallwirtschaft Oberes Elbtal 
(Stellungnahme vom 29.01.2024) 

 
- keine Bedenken 

 
 
 
ausgebliebene Stellungnahmen: 
 

- Eigenbetrieb Trinkwasserversorgung „Braunsdorfer Höhe“ 
- Stadtverwaltung Wilsdruff, Hauptamt, Freiwillige Feuerwehr 
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II.  Abwägungsrelevante Belange von Behörden und sonstigen Trägern öffent-

licher Belange 
 
 
 
Landratsamt Sächsische Schweiz – Osterzgebirge 
(Stellungnahme vom 30.01.2024) 
 
 
Bauleitplanung 
 
Gemäß der Begründung zur Satzung soll eine ergänzende straßenbegleitende Bebauung für 
zwei Einfamilienhäuser ermöglicht werden. Laut der folgenden Teilstellungnahme des Referates 
Naturschutz ist die Zustimmung des Referates Naturschutz daran geknüpft, dass eine Reduzie-
rung auf ein Einfamilienhaus stattfindet. Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, wird empfoh-
len, Baugrenzen für die Errichtung eines Hauses in die Planzeichnung aufzunehmen. 
 
Die Begründung ist nicht ausreichend nachvollziehbar darüber, warum eine Einschränkung der 
Bebauung auf ein Vollgeschoss vorgesehen wird, da eben das vorhandene Erscheinungsbild e-
her mehrgeschossig ist. Richtigerweise wird aber gleichzeitig festgestellt, dass die planungsrecht-
liche Prüfung des Einfügens in den näheren Bebauungszusammenhang erst im Baugenehmi-
gungsverfahren erfolgt. 
Hierbei ist aber ein besonderes Augenmerkt auf die folgende Teilstellungnahme der unteren Bau-
aufsichtsbehörde nötig, da diese ein Einfügen einer eingeschossigen Bebauung in den Bebau-
ungszusammenhang nicht sieht. Es ist weiterer Abstimmungsbedarf erforderlich. 
 
Der Planzeichnung ist weiterhin zu entnehmen, dass Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landwirtschaft außerhalb des Geltungsbereiches der Satzungen lie-
gen. 
Eine rechtliche und tatsächliche Sicherung dieser Maßnahmen hat zum Satzungsbeschluss vor-
zuliegen. 
 
 
Abwägungsvorschlag: Den Bedenken kann nicht gefolgt werden. 
 
Ein Zustimmungserfordernis besteht nicht. Die Stellungnahme nach § 4 Absatz 2 BauGB 
muss sich entsprechend dem Beteiligungszweck im positiven Sinne über Art und Umfang 
des Berührtseins im Aufgabenbereich der Behörde und des sonstigen Trägers auslassen; 
sonst kann sie ihren Zweck nicht erfüllen, der Gemeinde eine sachgerechte Abwägung 
zu ermöglichen. 
Hinsichtlich der geforderten Reduzierung auf ein Einfamilienhaus wird auf die Abwägung 
zu den Bedenken der unteren Naturschutzbehörde verwiesen. 
 
Die Stadt Wilsdruff verzichtet auf die Festsetzung der Geschossigkeit. Damit sind die 
diesbezüglichen Bedenken hinfällig. Zur Begründung wird auf die Abwägung zu den Be-
denken des Fachbereiches Bauaufsicht und Bauordnungsrecht verwiesen. 
 
Die Fläche und die Maßnahmen für den Ausgleich sind Bestandteil der vorliegenden Er-
gänzungssatzung. Durch die unter § 2 der Satzung getroffenen textlichen Festsetzungen 
sind sie rechtlich gesichert (§ 1a Absatz 3 Satz 2 BauGB). Der künftige Bauherr ist auch 
Eigentümer der Maßnahmenfläche auf dem Flurstück 236/1, so dass die Flächenverfüg-
barkeit für den Ausgleich ausreichend gewährleistet ist. 
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Bauaufsicht und Bauordnungsrecht 
 
Die Gemeinde kann durch Satzung die Grenzen für im Zusammenhang bebaute Ortsteile festle-
gen, bebaute Bereiche im Außenbereich als im Zusammenhang bebaute Ortsteile festlegen, 
wenn die Flächen im Flächennutzungsplan als Baufläche dargestellt sind und einzelne Außenbe-
reichsflächen in die im Zusammenhang bebauten Ortsteile einbeziehen, wenn die einbezogenen 
Flächen durch die bauliche Nutzung des angrenzenden Bereichs entsprechend geprägt sind.  
 
Voraussetzung für die Aufstellung von Satzungen nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und 3 Bauge-
setzbuch (BauGB) ist, dass sie u. a. mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar 
sind. Diese Vereinbarkeit ist nach den Grundsätzen der Bauleitplanung (§ 1 BauGB) zu beurtei-
len. 
Die Gemeinden haben Bauleitpläne und Satzungen aufzustellen, sobald und soweit es für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Dabei sind, entgegen des städtebauli-
chen Konzeptes, die privaten Interessen des Eigentümers des betroffenen Grundstückes nicht 
relevant. 
Aufgrund der Erläuterungen im städtebaulichen Konzept geht die untere Bauaufsichtsbehörde 
davon aus, dass es sich um eine sog. Gefälligkeitsplanung handelt. 
 
Einfügen in die nähere Umgebung 
Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ist ein Vorhaben zulässig, wenn es sich nach 
Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut wer-
den soll, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. Die 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben; das Ortsbild 
darf nicht beeinträchtigt werden. 
Die nähere Umgebung weist vorrangig zwei bis dreigeschossige Hauptgebäude mit geneigten 
Dächern (Satteldach und/oder Walmdach) auf. 
Aufgrund dessen fügt sich der geplante eingeschossige Baukörper nicht in die Umgebung ein 
und ist nicht zulässig. 
In diesem Zusammenhang und aufgrund der Hanglage wird dringend empfohlen, eine absolute 
Höhe mit einem Höhenbezugspunkt festzusetzen. 
 
Weiterhin ist aufgrund der Hanglage zu prüfen, inwieweit eine Unterkellerung erforderlich ist und 
ob in diesem Zusammenhang ein weiteres Vollgeschoss gemäß § 90 Abs. 2 Sächsische Bauord-
nung (SächsBO) entsteht. 
 
Allgemeine Hinweise: 
• Es wird empfohlen Festsetzungen zur äußeren Gestalt zu ergänzen. 

(z. B. keine Signalfarben, Leuchtfarben und/oder reflektierende/glänzende Oberflächen) 
• Aus dem städtebaulichen Konzept ist ersichtlich, dass maximal zwei neue Einfamilienhäuser 

geplant sind. 
Aus dem Übersichtsplan zur Flurbereinigung geht hervor, dass das Flurstück im Bereich des 
Geltungsbereiches der Satzung in zwei Flurstücke sowie eine Zufahrt aufgeteilt wird. 
Die untere Bauaufsichtsbehörde zweifelt aufgrund der Breite der neu entstehenden Flurstü-
cke an, dass alle bauordnungsrechtlichen Belange eingehalten werden können. 

• Es wird dringend empfohlen, bei den naturschutzfachlichen Festlegungen zu ergänzen, wer 
für die Pflanzung und Pflege verantwortlich ist. Anderenfalls ist die Stadt Wilsdruff dafür ver-
antwortlich. 

 
 
Abwägungsvorschlag: Den Bedenken kann nicht gefolgt werden. 
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Das BauGB verlangt für eine Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz1 Nr. 3 BauGB 
keine Erforderlichkeit im Sinne von § 1 Absatz 3 BauGB, sondern nur die Vereinbarkeit 
mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, die in § 34 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 
BauGB als eigenständige und insoweit speziellere Tatbestandsvoraussetzung ausgestal-
tet ist. Die geforderte Vereinbarkeit mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
stellt Anforderungen in Richtung auf die nach § 1 Absatz 6 BauGB in der Bauleitplanung 
zu berücksichtigenden Belange. 
Im Übrigen darf eine Gemeinde hinreichend gewichtige private Belange zum Anlass für 
die Aufstellung einer Satzung nehmen und sich dabei auch an den Wünschen der künfti-
gen Bauherren orientieren, solange sie damit zugleich auch städtebauliche Belange und 
Zielsetzungen verfolgt.  
Welche städtebaulichen Ziele die Gemeinde sich setzt, liegt in ihrem planerischen Er-
messen. Der Gesetzgeber ermächtigt sie, die "Städtebaupolitik" zu betreiben, die ihren 
städtebaulichen Ordnungsvorstellungen entspricht. Die Berücksichtigung der Wohnbe-
dürfnisse der Bevölkerung sowie die Schaffung der Voraussetzungen für die Bildung von 
Wohneigentum sind ganz offensichtlich städtebauliche Zielsetzungen. 
Das Instrument einer Ergänzungssatzung ist dabei gerade darauf ausgelegt, (nur) ein-
zelne Außenbereichsgrundstücke durch Einbeziehung in den Innenbereich einer Bebau-
ung zuzuführen. Der Umstand, dass die Satzung auch den privaten Interessen – insbe-
sondere der Eigentümer der Grundstücke dient – macht sie nicht zu einer unzulässigen 
Gefälligkeitsplanung. 
 
Hinsichtlich der Eigenart der näheren Umgebung ist alles an Bebauung maßstabsbildend, 
was tatsächlich vorhanden ist und nach außen wahrnehmbar in Erscheinung tritt. 
Die Merkmale, nach denen sich ein Vorhaben im Sinne von § 34 Absatz 1 BauGB in die 
Eigenart der näheren Umgebung einfügen muss, sind jeweils unabhängig voneinander 
zu prüfen. Fügt sich etwa ein Vorhaben seiner Art nach ein, so kommt es im Rahmen der 
Prüfung, ob es sich auch seinem Maße nach einfügt, nicht mehr erneut auf seine Art an, 
also darauf, welches Maß von anderen baulichen Anlagen gleicher Art in der näheren 
Umgebung bereits verwirklicht ist. (u. a. BVerwG, Beschluss vom 6. November1997 – 4 
B 172/97) 
Vorrangig ist auf diejenigen Maßkriterien abzustellen, in denen die prägende Wirkung 
besonders zum Ausdruck kommt. Als prägend können die flächenmäßige Ausdehnung, 
die Geschosszahl und die Höhe der den Rahmen bildenden Gebäude angesehen wer-
den. 
Die nähere Umgebung weist mehrere (Neben-)Gebäude und Garagen auf, die hinsicht-
lich der vorgenannten Maßkriterien deutlich „kleiner“ sind. Auf die Dachform kommt es im 
Übrigen nicht an; sie gehört nicht zu den Kriterien der planungsrechtlichen Zulässigkeit. 
Sowohl der Rahmen für die Geschossigkeit – ein bis drei Geschosse – als auch für die 
zulässige Höhe ergeben sich für die einbezogenen Flächen zweifelsfrei aus der Eigenart 
der näheren Umgebung. Deshalb verzichtet die Stadt Wilsdruff auf die Festsetzung der 
Geschossigkeit. 
 
Festsetzungen zur äußeren Gestalt können nur aus Gründen der Erhaltung und Gestal-
tung des Ortsbildes im bauordnungsrechtlichen Sinne getroffen werden. 
Die Stadt Wilsdruff schätzt ein, dass der Eingriff in das grundgesetzlich geschützte Recht 
der Eigentümer ihre Grundstücke im Rahmen der sich aus § 34 BauGB ergebenden An-
forderungen bebauen zu können, nicht verhältnismäßig ist und damit nicht gerechtfertigt 
werden kann.  
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Durch die vorgeschlagenen detaillierten Festsetzungen zur äußeren Gestalt, die aus-
schließlich Teile des Flurstücks 236/1 der Gemarkung Oberhermsdorf betreffen würden, 
könnte das Ziel nicht erreicht werden. Dafür wäre bspw. eine Gestaltungssatzung erfor-
derlich, die alle in Frage kommenden Grundstücke der Gemarkung Oberhermsdorf 
gleichermaßen beträfe. 
 
Die Einhaltung bauordnungsrechtlicher Anforderungen betrifft ausschließlich den Vollzug 
der vorliegenden Ergänzungssatzung. Sie obliegt dem künftigen Bauherrn. 
 
Verantwortlich für den Ausgleich ist der Eigentümer des Grundstückes, auf dem die Flä-
che und die Maßnahmen für den Ausgleich festgesetzt sind und nicht die Stadt Wilsdruff. 
Das ergibt sich bereits aus dem Gesetz. Ergänzend wird auf die Abwägung zu den Be-
denken des Fachbereiches Bauleitplanung verwiesen. 
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Denkmalschutz 
 
In den Planungsunterlagen (Textteil), Punkt 4 „Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter“ wurden 
die Belange des Denkmalschutzes nicht ausreichend berücksichtigt und sind wie nachfolgend zu 
ergänzen. 
 
Der Geltungsbereich der Satzung liegt innerhalb eines archäologischen Relevanzbereiches (u. a. 
historischer Ortskern [D-37150-01]). Die archäologische Relevanz belegen archäologische Kul-
turdenkmale aus dem Umfeld. Der Geltungsbereich betrifft insoweit ein durch § 2 Sächsisches 
Denkmalschutzgesetz (SächsDSchG) geschütztes Bodendenkmal. 
 
Für die Angaben zur konkreten Lage und Ausdehnung bitten wir, sich direkt mit dem Landesamt 
für Archäologie, Zur Wetterwarte 7, 01109 Dresden in Verbindung zu setzen. 
 
In die Ergänzungssatzung ist die Fläche des archäologischen Relevanzbereiches gemäß § 9 
Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB) nachrichtlich zu übernehmen. 
 
Nachfolgende Hinweise sind der Satzung beizufüqen: 
Bodenfunde (auffällige Bodenverfärbungen, Gefäßscherben, Gräber, Knochen, Geräte aus Stein 
und Metall, Münzen, bearbeitete Hölzer, Steinsetzungen aller Art u. a.) sind sofort dem Landes-
amt für Archäologie Sachsen zu melden. Fundstellen sind inzwischen vor weiteren Zerstörungen 
zu sichern. Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale entdeckt werden, ist ebenfalls das Landes-
amt für Archäologie unverzüglich zu unterrichten. Die entdeckten Bodendenkmale und die Ent-
deckungsstätte sind bis zum Ablauf des vierten Tages nach der Anzeige in unverändertem Zu-
stand zu erhalten und zu sichern, sofern nicht die zuständige Fachbehörde mit einer Verkürzung 
der Frist einverstanden ist (§ 20 SächsDSchG). 
 
„Der Bauherr hat für Erdarbeiten oder Bauarbeiten im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
rechtzeitig vor Maßnahmenbeginn die Erteilung der denkmalschutzrechtlichen Genehmigung 
nach § 14 SächsDSchG bei der unteren Denkmalschutzbehörde im Landratsamt zu beantragen.“ 
 
 
 
Abwägungsvorschlag: Den Forderungen kann nicht gefolgt werden. 
 
Das Landesamt für Archäologie hat mit Stellungnahme vom 15.12.2023 mitgeteilt, dass 
es gegen das Vorhaben keine Einwände erhebt. 
 
Die §§ 14 und 20 SächsDSchG – Bodeneingriffe und Funde – betreffen ausschließlich 
den Vollzug der vorliegenden Ergänzungssatzung. Sie gelten unmittelbar „kraft Geset-
zes“, ohne dass es dazu entsprechender Hinweise in einer städterbaulichen Satzung be-
darf. 
 
Soweit es sich um konkrete auf das jeweilige Vorhaben bezogene fachgesetzlich er-for-
derliche Genehmigungen handelt, sind diese Bestandteil der Baugenehmigung (aufge-
drängtes Fachrecht) bzw. ist es allein Aufgabe der Bauaufsichtsbehörde möglichst früh-
zeitig auf das Erfordernis der Erteilung anderer öffentlich-rechtlicher Genehmigungen o-
der Erlaubnisse vor Baubeginn hinzuweisen (§ 67 Absatz 3 SächsBO). 
 
 
 
 
 
 
Naturschutz 
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Nachforderunqen 
Um den Kompensationsbedarf für die Ergänzungssatzung „Oberhermsdorf-Hauptstraße“ zu er-
mitteln, ist die Vorlage einer Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung vorzulegen. Diese kann mit der 
Naturschutz-Ausgleichsverordnung (NatSchAVO) oder mit der Handlungsempfehlung zur Bewer-
tung und Bilanzierung von Eingriffen in Freistaat Sachsen erfolgen. 
 
Anpassungsbedarf 
• Begründung zur Ergänzungssatzung: 

Der Geltungsbereich der Ergänzungssatzung umfasst eine Teilfläche von 1.158 m2 des Flur-
stück 236/1 der Gemarkung Oberhermsdorf, Diese Fläche ist laut GIS (Geographisches In-
formationssystem) als Biotopfläche (Streuobstwiese in Oberhermsdorf) ausgewiesen. Von-
seiten der unteren Naturschutzbehörde fand am 23.01.2024 eine Vorortbesichtigung der Flä-
che statt. Im unteren Bereich des Flurstückes befinden sich noch 5 Altbäume sowie an der 
Grundstücksgrenze zum Flurstück 259/1 ein großer Altbaum. Diese Bäume sind zwingend 
aus Gründen des Artenschutzes zu erhalten. Eine Baufeldfreimachung ist nicht gestattet. 
Auf dem Flurstück 259/1 der Gemarkung Oberhermsdorf befindet sich ebenfalls ein gesetz-
lich geschütztes Biotop, eine kartierte Streuobstwiese mit der Nr. 4947U516. Der Altbaum an 
der Grundstücksgrenze steht im Biotopkomplex und ist somit zwingend zu erhalten. 
Im Straßenbegleitenden Bereich sind keine Bäume mehr vorhanden. Der Unterwuchs ist der-
zeit als extensiv zu bewerten. Augenscheinlich fand 2023 keine Mahd oder Beweidung statt. 
Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde ist straßenbegleitend die Bebauung mit einem 
Einfamilienhaus genehmigungsfähig. Entsprechend ist die Ergänzungssatzung auf die Be-
bauung mit einem Einfamilienhaus anzupassen. 

• Satzungsbeschluss: 
Im Satzungsbeschluss unter § 2 Nr. 2 Textliche Festlegungen werden im Satz 2 die aus na-
turschutzfachlicher Sicht notwendigen Festsetzungen zum Ausgleich getroffen. Hier ist die 
Entwicklungspflege auf mindestens 5 Jahre festzulegen. Die Entwicklungspflege umfasst ei-
nen fachgerechten Erziehungs-, Form- und Pflegeschnitt, sowie eine ggf. notwendige Wäs-
serung der Bäume bei langanhaltender Trockenheit. Die Wiese ist mit artenreichen Unter-
wuchs zu erhalten und zu entwickeln. Es ist ein 1-2malige Mahd pro Jahr durchzuführen oder 
Beweidung im Wechsel. 

 
 
Abwägungsvorschlag: Den Forderungen kann überwiegend nicht gefolgt werden. 
 
Die Auseinandersetzung mit den Fragen von Eingriff und Ausgleich hat nach den gelten-
den rechtlichen Vorschriften in erster Linie verbal argumentativ zu erfolgen. Aus dieser 
fachlich qualifizierten Bewertung sind entsprechende Festsetzungen für einen angemes-
senen Ausgleich des zu erwartenden Eingriffes zu treffen. 
Genau dies ist im vorliegenden Fall in ausreichender Weise geschehen. Ergänzend wird 
auf die Ausführungen unter Punkt 4 der Begründung – Erläuterungen zum Um-weltschutz 
– verwiesen. 
 
Die untere Naturschutzbehörde verweist hinsichtlich des Geltungsbereiches der Satzung 
auf die Ausweisung als Biotopfläche im GIS, macht aber nur für das angrenzende Flur-
stück 259/1 ein gesetzlich geschütztes Biotop (Nr. 4947U516) geltend. Dies entspricht 
den Ausführungen zum Umweltschutz unter Punkt 4 der Begründung sowie der Mitteilung 
der unteren Naturschutzbehörde vom 02.02.2021 an den Grundstückseigentümer: „Be-
sonders geschützte Biotope i. S. des § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 SächsNatSchG sind 
auf dem o. g. Flurstück nicht vorhanden.“ 
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Aus Gründen des Artenschutzes wird jedoch der Erhalt von 5 Altbäumen im unteren Be-
reich des Flurstückes sowie eines Altbaumes an der Grenze zum Flurstück 259/1 gefor-
dert. Dass es sich dabei um das Vorkommen streng und besonders geschützter Arten 
handelt, ist der Stellungnahme nicht zu entnehmen. 
Die Stadt Wilsdruff kann daher davon ausgehen, dass Gründe des Artenschutzes dem 
Vollzug der Satzung nicht entgegenstehen werden. 
 
Die Forderung nur ein Einfamilienhaus festzusetzen ist weder begründet noch gibt es 
dafür im abschließenden Katalog des § 9 Absatz 1 BauGB eine Rechtsgrundlage. 
Für die vom Fachbereich Bauleitplanung vorgeschlagene Festsetzung einer Baugrenze 
gibt es schlichtweg kein städtebauliches Erfordernis, da sich der Rahmen für die über-
baubare Grundstücksfläche zweifelsfrei bereits aus der Eigenart der näheren Umgebung 
ergibt. 
 
Der Forderung, die Entwicklungspflege für die Pflanzungen von Obstbäumen im Charak-
ter einer Streuobstwiese auf fünf Jahre festzulegen, wird gefolgt. Der Satzungstext wird 
entsprechend geändert. 
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III.  Stellungnahmen von Bürgern zur öffentlichen Auslegung 
 
 
Stellungnehmer: Anonym 
 
Als direkter Nachbar möchten wir gern über den Bebauungsprozess informiert sein. Bezüglich 
der Planung des Grundstückes bzw. des Wohnhauses, möchte ich anmerken, dass auf der 
Karte der Forstweg in den Wald nicht vermerkt ist. Soweit wir durch den Eigentümer des Wal-
des informiert sind, bleibt dieser Weg erhalten, sodass zwischen unserem Grundstück und dem 
"neuen Nachbargrundstück" eine Freifläche in Form eines Fortweges bleibt. Sollte es dazu Än-
derungen geben, bitten wir um Information. Vielen Dank! 
 
 
Abwägungsvorschlag: Den Anregungen wird entsprochen. 
 
Nach Sächsischer Bauordnung ist die Baugenehmigung dem Nachbarn zuzustellen, es 
sei denn er hat dem Bauvorhaben im Vorfeld zugestimmt. Damit ist gewährleistet, dass 
die gewünschte Information in jedem Falle vor dem Beginn der Bauarbeiten erfolgt. 
 
Mit der vorliegenden Ergänzungssatzung werden lediglich Teile des Flurstückes 236/1 
in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil einbezogen, um die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine künftige Bebauung zu schaffen. 
Änderungen hinsichtlich dinglicher Rechte (Eigentum, Nutzungsrechte/Dienstbarkeiten) 
sind nicht Gegenstand der Satzung. Nach Kenntnis der Stadt Wilsdruff bleibt der Forst-
weg erhalten. 
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Satzung der Stadt Wilsdruff über die Einbeziehung einzelner 
Außenbereichsflächen  in  den  im  Zusammenhang  bebauten  Ort (Ortslage 
Oberhermsdorf)   - Ergänzungssatzung    - 
 
Aufgrund des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuches in der aktuell gültigen 
Fassung wird nach Beschlussfassung durch den Stadtrat vom   
folgende Satzung für die Stadt Wilsdruff erlassen: 
 
 

§ 1 
 

Räumlicher Geltungsbereich 
 

1. Die einzubeziehenden Flächen sind auf der im Maßstab 1 : 1 000 
 beigefügten Karte als Geltungsbereich der Ergänzungssatzung dargestellt. 
 
2. Die beigefügte Karte ist Bestandteil der Satzung. 
 

 

§ 2 
 

Textliche Festsetzungen 
 
In der Satzung werden folgende Festsetzungen gemäß § 9 Absatz 1 BauGB getroffen: 
 
       
1. Für den aus naturschutzfachlicher Sicht notwendigen Ausgleich wird  
 folgende Festsetzung getroffen:  

 
 



2 
 

Auf der in der Karte zur Satzung dargestellten Fläche für Maßnahmen  
von 775 m² auf dem Flurstück 236/1 sind Pflanzungen von Obstbäumen  

 im Charakter einer Streuobstwiese vorzunehmen. 
 Die Bepflanzung ist dauerhaft zu unterhalten und bei Ausfall durch 
 Gehölze mit entsprechender Pflanzqualität zu ersetzen. 
 Es sind 12 Obstbäume regionaltypischer Sorten zu pflanzen.  
 Es ist eine einjährige Fertigstellungspflege und eine fünfjährige 
 Entwicklungspflege durchzuführen. 

Mindestqualität Obstbäume: Hochstamm, 3xv., mit Ballen, STU 10-12 cm 
  

 

§ 3 
 
 
Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 
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Verfahrensvermerke: 
 
 
1. Die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit 

Schreiben vom 14.12.2023 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert 
worden. 
 
Der betroffenen Öffentlichkeit ist auf dem Wege der öffentlichen Auslegung 
vom 22.12.2023 bis 31.01.2024 einschließlich Gelegenheit gegeben worden, 
Anregungen vorzubringen. 

 
 
  
 
 Wilsdruff, den       Rother 
         Bürgermeister 
 
 
 
 
2. Der Stadtrat hat die vorgebrachten Bedenken und Anregungen der  

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am  25.04.2024 geprüft. 
Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 
 
 
 

 
 
Wilsdruff, den       Rother 

         Bürgermeister 
 
 
 
 
3. Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 
 
 
 
 
 

Wilsdruff, den       Rother 
         Bürgermeister 
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1. Veranlassung/Städtebauliches Konzept  
 
 

Der Stadtrat der Stadt Wilsdruff hat am 23.11.2023 die Aufstellung einer Ergänzungssatzung 

für Teile des Flurstückes 236/1 der Gemarkung Oberhermsdorf beschlossen.  

Mit Hilfe dieser Satzung soll das Baurecht für eine ergänzende straßenbegleitende 

Bebauung südlich der Hauptstraße im Anschluss an die vorhandene Ortslage hergestellt 

werden. 

Die betreffende Fläche wurde im Flächennutzungsplan der Stadt Wilsdruff bereits als 

Baufläche ausgewiesen und ist durch die umgebende Bebauung insbesondere nördlich der 

Hauptstraße geprägt, so dass aus städtebaulicher Sicht die geplante bauliche Ergänzung mit 

einer geordneten städtebaulichen Entwicklung zweifelsfrei zu vereinbaren ist. 

Die Stadt Wilsdruff hat deshalb aus aktuellem Anlass geprüft, ob die Anwendungs-

voraussetzungen für die Aufstellung einer Ergänzungssatzung vorliegen.  

Im Ergebnis dieser Prüfung konnte festgestellt werden, dass mit Hilfe der Aufstellung einer 

Ergänzungssatzung das vom Grundstückseigentümer gewünschte Baurecht hergestellt 

werden kann. Die privaten Interessen des Grundstückseigentümers sind als hinreichend 

gewichtig anzusehen und stimmen bei der vorliegenden Satzung mit den zu 

berücksichtigenden städtebaulichen Belangen und Zielsetzungen überein. 

 

In einer Voranfrage bei der unteren Naturschutzbehörde, Landratsamt Sächsische Schweiz-

Osterzgebirge, durch den Grundstückseigentümer wurde bestätigt, dass einer Bebauung aus 

naturschutzfachlicher und naturschutzrechtlicher Sicht grundsätzlich zugestimmt werden 

kann, vorbehaltlich einer entsprechend notwendigen Überprüfung vor Ort.  

 

Mit Hilfe der Ergänzungssatzung soll eine straßenbegleitende Bebauung für maximal zwei 

neue Einfamilienhäuser vorbereitet werden. Dabei wird die hintere Bauflucht der 

bestehenden Bebauung - Hauptstraße 30 - als südliche Grenze des Innenbereiches 

definiert.  

Im Bereich des Flurstückes 236/1 wird gegenwärtig eine Flurneuordnung durch das Amt für 

Ländliche Entwicklung durchgeführt, bei der eine entsprechende Teilung für den geplanten 

Bau von zwei neuen Wohngebäuden vorgesehen ist.  

Mit  Stand vom 14.06.2023 liegt dazu ein Übersichtsplan der Flurbereinigungsbehörde vor.  
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Das potenzielle Bauland befindet sich aus planungsrechtlicher Sicht zweifelsfrei im 

sogenannten Außenbereich, bei dem Vorhaben nach § 35 BauGB zu beurteilen sind.  

Um das gewünschte Baurecht herzustellen, ist es somit erforderlich, mit Hilfe der Aufstellung 

einer Ergänzungssatzung die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine künftige 

Bebauung zu schaffen.  

 

Mit der im Zuge der Flurneuordnung vorgenommenen neuen Grundstücksteilung wird 

gewährleistet, dass der vorhandene Forstweg zwischen dem westlichen Nachbargrundstück 

und der potenziellen neuen Baufläche erhalten bleibt. 

 

Der Siedlungskörper wird mit der vorliegenden Ergänzungssatzung abgerundet bzw. deren 

Abgrenzung in angemessener Weise erweitert.  

 

Der planungsrechtlichen Prüfung des „Einfügens“ in die vorhandene Bebauung im Rahmen 

des Baugenehmigungsverfahrens wird damit nicht vorgegriffen. 

 

 

 
 

2.       Satzungsgebiet  
 
 

Der Geltungsbereich der Ergänzungssatzung umfasst Teile des Flurstückes 236/1 der 

Gemarkung Oberhermsdorf mit einer Gesamtfläche von ca. 1.158 m². 
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Standortfotos 

 

         Hauptstraße von Osten in Höhe des Standortes mit umgebender Bebauung 

 

 

         Blick auf den Standort von Westen 
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         Ergänzungsfläche von Süden in Richtung Hauptstraße  

 

 
       Hauptstraße von Osten in Höhe Ergänzungsfläche 
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3. Erschließung 

 

Die verkehrliche Erschließung des Satzungsgebietes erfolgt über die vorhandene 

Hauptstraße, die als Durchfahrtstraße K 9075 durch den Ortsteil verläuft.  

Die Befahrbarkeit und der Ausbauzustand der Straße sind für die geplante bauliche 

Ergänzung ausreichend. 

 

Die technische Ver- und Entsorgung ist für alle Medien über das vor Ort vorhandene 

Erschließungssystem grundsätzlich gesichert. Entsprechende Anschlüsse sind vom 

jeweiligen Bauherrn auf eigene Kosten herzustellen. 

Für den Schmutzwasseranschluss befindet sich ein entsprechender Kanal in der 

Hauptstraße. Auch für die Medien Trinkwasser und Elt sind Anschlussmöglichkeiten im 

Straßenbereich vorhanden. 

Für die Ableitung des anfallenden Regenwassers ist die Versickerung auf dem jeweils 

eigenen Grundstück planerisch vorgesehen. Dazu werden gegenwärtig durch ein 

beauftragtes Ingenieurbüro die technischen Bedingungen geprüft. 

Grundsätzlich ist auch die Ableitung von Regenwasser in den Straßenkanal möglich, 

allerdings müsste dazu aufgrund der topographischen Verhältnisse ein Überpumpen in 

Richtung Straßenkanal geplant werden. 

 

 

 
4. Erläuterungen zum Umweltschutz 
 
 

 

Die Verpflichtung zur Beachtung der Ausgleichsregelung ergibt sich aus den § 34 Abs. 5  

i.V.m. §§ 1a und 2a BauGB. Danach ist auf der Grundlage einer entsprechenden 

Bestandsbewertung die Festsetzung über erforderliche Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 

Das bedeutet, dass in analoger Anwendung der §§ 1a und 2a des Baugesetzbuches eine 

angemessene Auseinandersetzung mit den Fragen des Eingriffs und Ausgleich zu erfolgen 

hat. 
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Lage und naturräumliche Einordnung 

 

Der Geltungsbereich der baulichen Entwicklungsflächen für die Errichtung von einem bis 

max. zwei Einfamilienhäusern befindet sich auf dem Flurstück 236/1 in Oberhermsdorf, 

einem Ortsteil von Wilsdruff und liegt in der Gemarkung Oberhermsdorf im Landkreis 

Sächsische Schweiz-Osterzgebirge. Die Ortschaft befindet sich ca. 5 km süd-östlich von 

Wilsdruff (Luftlinie) (s. Abb. 1). 

 

 

Abb. 1: Übersichtslageplan (LfULG, Abruf 10/2023) 

 

Oberhermsdorf befindet sich im Naturraum Sächsisches Lössgefilde. Innerhalb des 

genannten Naturraumes liegt der Ort im Mesogeochor Wilsdruffer Lössplateau. Der Ort liegt 

im Bereich des Klimatyps mäßig-trockenes Hügelland. Die Jahresdurchschnittstemperatur 

liegt bei etwa 8,2°C. Jährlich fallen im Durchschnitt etwa 772 mm Niederschlag (FDZ 

Naturräume in Sachsen, Abruf 10/2023). 

Der Ort liegt auf einer durchschnittlichen Höhe von 310 m ü. NN, ist von einer schwach 

geschwungenen Hügellandschaft umgeben, welche von den für Lössgebiete typischen 

steileren Mulden durchzogen ist. Oberhermsdorf selbst flankiert beide Uferseiten des 

Oberhermsdorfer Baches.  
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Geologie und Boden 

 

Laut Geologischer Karte besteht der Gesteinsuntergrund aus lückenhaften Löss- und 

Lössderivatdecken (FDZ Naturräume in Sachsen, Abruf 10/2023). Die Bodenkarte 1:50.000 

zeigt für den Geltungsbereich eine Prägung durch Ah- und C-Böden (Regosole, Ranker u.a.) 

auf. Angrenzende Flächen im Süden und Osten zeichnen sich durch Kolluvisole aus.  

In der Bodenübersichtskarte 1:400.000 werden die Böden spezifiziert dargestellt: Im 

gesamten Plangebiet handelt es sich als Leitbodentyp um Pseudogley, welcher aus 

periglazialen Tonschluff entstand. Das Wasserspeichervermögen der Böden ist mittel, 

sodass die Gefahr einer Vernässung als gering eingestuft werden kann. Auch die 

Bodenfruchtbarkeit wird als mittel eingestuft. (iDA Umweltportal, Abruf 10/2023) 

Mit der geplanten Bebauung und der damit einhergehenden Versiegelung wird das 

Schutzgut Boden beeinträchtigt, da im Bereich versiegelter Flächen sämtliche 

Bodenfunktionen (z.B. Puffer- und Filterfunktion, Lebensraumfunktion) vollständig verloren 

gehen.  

 

Oberflächengewässer und Grundwasser 

 

Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Das nächste Fließgewässer ist 

der Oberhermsdorfer Bach, welcher in der Ortsmitte von Oberhermsdorf etwa 130 m nördlich 

vom Plangebiet entfernt entspringt, weiter nach Osten abfließt und in Pesterwitz in die 

Wiederitz mündet. Das nächstgelegene Standgewässer ist der Speicher Niederhermsdorf in 

östlicher Richtung, welcher sich etwa 800 m östlich vom Plangebiet befindet.  

Zwischen den genannten Fließ- und Standgewässern und dem Geltungsbereich liegen 

Verkehrswege, die Bebauung des Siedlungsgebiets sowie Gehölz- und Offenlandflächen. 

Zusätzlich wird das Oberflächenwasser des Geltungsbereiches durch die vorherrschende 

Hangneigung in südliche Richtung abgeführt. Aus diesen Gründen kann eine direkte 

Beeinträchtigung des Gewässers durch das Bauvorhaben ausgeschlossen werden.  

Daten zum dem nach § 72 SächsWG festgesetzten Überschwemmungsgebiet des 

Oberhermsdorfer Baches liegen für das Planungsgebiet nicht vor (vgl. Karten der 

Hochwasserrisiko- und Überschwemmungsgebiete LfULG, Abruf 010/2023). Der Bach liegt 

ca. 130 m vom Planungsgebiet entfernt und befindet sich auf einer Höhe von etwa 274 m ü. 

NN und damit etwa zwanzig Meter unterhalb vom Plangebiet. Ein Hochwasserrisiko kann 

damit ausgeschlossen werden. 
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Das Grundwasser wird durch einen Poren- bzw. Kluftgrundwasserleiter geleitet. Störungen 

sind nicht vorhanden. Anfallendes Schmutzwasser soll über den vorhandenen Kanal in der 

Hauptstraße entsorgt werden.   

 

Infolge der vorgesehenen Versiegelungen durch die Einzelhausbebauung von bisher 

unverdichteten Flächen bzw. durch die Verdichtung in der Bauphase kommt es zur 

Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate (Reduzierung des 

Wasseraufnahmevermögens).  

Mit Festlegungen zur überbaubaren Grundstücksfläche und dem Einsatz 

wasserdurchlässiger Materialien kann die Beeinträchtigung durch Nebenanlagen verringert 

werden.  

Oberflächengewässer befinden außerhalb des Einflussbereichs des Vorhabens, sodass 

keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut zu erwarten sind. 

 

Luft und Klima 

 

Unversiegelte Offenlandflächen gelten als potenzielle Kaltluftentstehungsgebiete und bieten 

in günstigen Lagen und mit der Anbindung von Luftleitbahnen eine Abkühlung für 

Siedlungsgebiete. Die Grünlandfläche wirkt als Kaltluftentstehungsgebiet. Die bereits südlich 

angrenzende Talsenke dient als solche Luftleitbahn. Im Umfeld des Geltungsbereiches sind 

ausreichend Grünflächen vorhanden und die Luftleitbahn wird nicht von der Bebauung 

beeinträchtigt. Somit ergeben sich mit der Realisierung der Bebauung keine erheblichen 

negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter Luft und Klima. 

 

Schutzgut Mensch 

 

Orts- und Landschaftsbild 

 

Das Orts- bzw. Landschaftsbild wird durch die dörfliche Siedlungsstruktur sowie den 

umgebenden ländlichen Raum mit schwach geschwungenen landwirtschaftlich genutzten 

Offenlandflächen und zum Teil bewaldeten bzw. gehölzreichen Muldentälern geprägt. Die 

benachbarten Areale des Geltungsbereichs sind von westlich bis nordöstlich durch dörfliche 

Verkehrswege sowie durch Dreitseitenhöfe und Einzelhausbebauung bestimmt.  

Die geplante Bebauung durch ein bis max. zwei Einfamilienhäuser fügt sich unter Beachtung 

der umgebenden Bebauung in das vorhandene Ortsbild am Siedlungsrand ein. Es ist mit 

keiner Beeinträchtigung des Orts- bzw. Landschaftsbildes zu rechnen.  
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Erholung 

 

Oberhermsdorf ist kein eingetragener Kur- und Erholungsort. Ein kommunaler Radweg 

„Rund um Wilsdruff“ verläuft etwa 500 m westlich des Geltungsbereichs. Fernreit- oder 

Wanderwege befinden sich nicht im Umfeld von Oberhermsdorf. Es existieren jedoch 

mehrere regionale Wanderwege in der Umgebung. Die Erholungsnutzung wird durch die 

geplante Wohnbebauung nicht negativ beeinträchtigt.  

 

Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

 

Innerhalb des Geltungsbereichs sind keine Kulturdenkmale vorhanden. Jedoch befinden sich 

zahlreiche Einzeldenkmale und Denkmalensembles im Umfeld, d.h. im Siedlungsgebiet von 

Oberhermsdorf. Das nächstgelegene Denkmal ist ein altes Wohnstallhaus eines 

Dreiseithofes an der Hauptstraße westlich des Geltungsbereiches. Nördlich des 

Oberhermsdorfer Baches an der Nordstraße befindet sich ein Vierseithof mit 

denkmalgeschützter Scheune und Seitengebäuden, die zum Teil noch ursprünglich 

erhaltenes Fachwerk beinhalten. Weitere Einzeldenkmale wie ein Wegestein aus dem 19. 

Jh., ein Kriegerdenkmal für die Gefallenen des Ersten Weltkrieges sowie eine alte 

Pumpstation ebenfalls aus dem 19.Jh. befinden sich in unmittelbarer Nähe zum Kreisverkehr 

im Westen von Oberhermsdorf in etwa 500 m Entfernung zum Geltungsbereich. Die 

genannten Objekte werden vom Bauvorhaben nicht beeinträchtigt. 

 

Schutzgebiete und gesetzlich geschützte Biotope 

 

Auf einem schmalen Streifen im Osten des Flurstückes 236/1 befindet sich eine 

Gehölzfläche, die als Biotop „Feldgehölz südlich von Oberhermsdorf“ ausgewiesen ist. 

Weiterhin finden sich eine Reihe von Streuobstwiesen auf benachbarten Flurstücken, die als 

geschützte Biotope verzeichnet sind.  

Das Plangebiet ist im Verzeichnis der gesetzlich geschützten Biotope als Streuobstwiese 

eingetragen. Die Fläche war vermutlich ursprünglich mit vielen Obstbäumen bestanden und 

wurde demnach als gesetzlich geschütztes Biotop im Biotopverzeichnis eingetragen. Laut 

Aussage der Unteren Naturschutzbehörde (LRA Sächsische Schweiz-Osterzgebirge, E-Mail 

vom 02.02.2021) befinden sich innerhalb des Geltungsbereiches aktuell keine Schutzgebiete 

nach Naturschutzrecht, vorbehaltlich einer entsprechend notwendigen Überprüfung vor Ort.  
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Die Eintragung der Fläche als Streuobstwiese und gesetzlich geschütztes Biotop ist 

demnach hinfällig, da (fast) keine Obstbäume mehr existieren 

Die Gehölzstrukturen im Südosten zählen als Wald, wobei der südliche Teilbereich als FFH-

LRT Labkraut-Eichen-Hainbuchenwälder (9170) kartiert wurde.   

Ein Landschaftsschutzgebiet (LSG) Burgwartsberg befindet sich in etwa 3 km Entfernung 

östlich des Plangebietes. Weitere Schutzgebiete existieren in der unmittelbaren Umgebung 

des Plangebietes nicht. 

Beeinträchtigungen der genannten Schutzgebiete und der gesetzlich geschützten Biotope 

durch das Vorhaben können ausgeschlossen werden.  

 

Arten und Biotope 

 

Die überplante Grundstücksfläche befindet sich auf dem nördlichen Teil des Flst. 236/1 und 

ist derzeit unbebaut. Dieser wird als Wiese mit einzelnen (verbliebenen) Streuobstbäumen 

extensiv genutzt bzw. gepflegt. Die Eintragung der ehemaligen Streuobstwiese als 

geschütztes Biotop ist wie beschrieben (s.o.) hinfällig, da nur noch randlich 4 Obstbäume 

erhalten sind. Auf angrenzenden Flächen befinden sich mehrere bestehende 

Streuobstwiesen, die als gesetzlich geschützte Biotope eingetragen sind. Diese werden von 

der Planung nicht berührt.  

Das Gelände ist von der Hauptstraße nach Süden hin geneigt (15 bis 25 %) in Richtung der 

dort verlaufenden Talsohle. Südlich schließt eine Waldfläche an die Talsohle an. Die 

Waldfläche befindet sich in einem Abstand von ca. 60 m zur geplanten Bebauung innerhalb 

des Geltungsbereiches und wird demnach nicht beeinträchtigt.  

Der Geltungsbereich umfasst insgesamt eine Fläche von ca. 1.158 m². Innerhalb dieser 

geplanten Wohnbaufläche sollen zwei Einfamilienhäuser mit einer jeweiligen Grundfläche 

von etwa 136 m² gebaut werden. Durch die geplante Überbauung geht potenzieller 

Lebensraum für Arten und Biotope verloren und nicht überbaute Grundstücksflächen können 

bauzeitlich beeinträchtigt werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen ist jedoch durch das 

Bauvorhaben nicht zu rechnen.  

 

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung gemäß BNatSchG 

 

Streuobstwiesen dienen als Lebensraum für viele seltene Arten und haben einen hohen 

Biotopwert. Daher wird als Kompensation der entstehenden Eingriffe im Geltungsbereich die 

Wiederherstellung einer Streuobstwiese als Ausgleichsmaßnahme festgesetzt (südlich der 

Wohnbaufläche auf Flst. 236/1).  
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Als Ausgleich für die zu fällenden Streuobstbäume sind Neupflanzungen im Verhältnis 1:3 zu 

leisten. Die Ausgleichmaßnahme umfasst eine Fläche von ~770 m², auf der 12 Obstbäume 

regionaltypischer Sorten gepflanzt werden sollen.  Die Obstbäume sollen nach mehreren 

Jahren verschiedensten Tierarten (z.B. Insekten, Kleinsäuger, Vögel) als Lebensraum 

dienen. Beeinträchtigungen, die durch die Bebauung und Flächenversiegelung entstehen, 

können somit kompensiert werden, so dass mit Umsetzung der beschriebenen 

Ausgleichsmaßnahme wird eine Kompensation gemäß BNatSchG erreicht. 

 

Pflanzliste - Regionaltypische Sorten: 
 

Malus 'Goldparmäne' Apfel in Sorte 
Malus 'Lausitzer Nelkenapfel' Apfel in Sorte 
Malus 'Prinz Albrecht von Preußen' Apfel in Sorte 
Malus 'Schöner aus Herrnhut' Apfel in Sorte 
Prunus avium 'Große Prinzessinkirsche' Süßkirsche in Sorte 
Prunus avium 'Hedelfinger Riesenkirsche' Süßkirsche in Sorte 
Prunus avium 'Morellenfeuer' Sauerkirsche in Sorte 
Prunus domestica 'Graf Althans Reneklode' Pflaume in Sorte 
Prunus domestica 'Hauszwetschge' Pflaume in Sorte 
Pyrus communis 'Clapps Liebling' Birne in Sorte 
Pyrus communis 'Gellerts Butterbirne' Birne in Sorte 
 

Hinweise zur Bauausführung 

 

Für die Befestigung von Pkw-Stellplätzen und –Zufahrten sind wasserdurchlässige und 

begrünte Beläge (z. B. Rasensteine, Schotterrasen) zu verwenden.  

 

Ökologische Fällbegleitung  
 

Ist eine Rodung der Obstbäume unumgänglich, so muss vorab durch fachkundiges Personal 

eine artenschutzfachliche Kontrolle erfolgen, dies ist aktenkundig zu dokumentieren, da es 

sich um Habitate von streng geschützten Arten handelt kann. Falls Einzelbäume erhalten 

werden können, dann ist dies zu bevorzugen.  

 

Baufeldfreimachung außerhalb Schutzzeitraum 

Baumfällungen dürfen nur außerhalb des Schutzzeitraumes für Brutvögel gemäß § 39 Abs. 5 

Satz 2 BNatSchG erfolgen (Schutzzeitraum geht vom 1. März bis zum 30. September).  

 

 



Stadt Wilsdruff 
Aktenzeichen: 022.3:2024-1262-2/2024/14462 

Beschlussvorlage 
für den 
Stadtrat 

Beschlussgegenstand 

am 
25.04.2024 

öffentlich 

Verkauf bebautes Grundstück, Wilsdruff 316/24, Meißner Straße 4 
öffentliche Ausschreibung 

Beschlussvorschlag 

Vorlagen - Nr. 
2024-058-B 

Der Stadtrat beschließt, den am 26.10.2023 gefassten Beschluss 46/2023 
aufzuheben und den Grundstücksverkauf neu auszuschreiben. 

Begründung 

Der Stadtrat beschloss am 26.10.2023 die Veräußerung des Flurstücks 316/24 der 
Gemarkung Wilsdruff zu Gunsten des einzigen vorliegenden Gebotes (Beschluss 
46/2023). 

Der durch Gutachten vom 10.01.2023 ermittelte Verkehrswert des Grundstücks liegt 
bei 25.000,00 Euro. Die Meißner Straße 4 wurde in der Ausgabe 11/2023 
(01.06.2023) des Amtsblattes von Wilsdruff öffentlich ausgeschrieben. 

Innerhalb der Gebotsfrist, welche am 31.08.2023 endete, ging lediglich ein Angebot 
in der Stadtverwaltung Wilsdruff ein. Der Interessent bot darin 25.500,00 Euro für den 
Erwerb an. 

Die Veräußerung der Meißner Straße 4 wird seitens der Verwaltung angestrebt, da 
eine Komplettsanierung sowie Modernisierung unter denkmalschutzrechtlichen 
Gesichtspunkten durch die Kommune nicht geleistet werden kann. 

Im Zuge der Vorbereitung des notariellen Kaufvertrages wurde festgestellt, dass 
aufgrund einer schriftlichen Vereinbarung zwischen der Freitaler 
Wohnungsgenossenschaft eG (Gewo) und der Stadt Wilsdruff vom 10.10.2011 die 
Gewo schriftlich zu benachrichtigen ist, wenn das Grundstück Meißner Straße 4 
veräußert werden soll. 

Grund dafür war, dass die Stadt Wilsdruff als Gegenleistung für die Trinkwasser­
erschließung der Meißner Straße 4 die Nutzung der auf diesem Grundstück 
befindlichen Wäsche- und Müllplätze weiterhin duldet und, wenn kein Kauf des 
Grundstückes durch die Gewo erfolgt, diese Nutzungsrechte vor einem Verkauf 
dinglich an rangbereiter Stelle im Grundbuch zu sichern sind. 
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Ende Dezember 2023 wurde die Gewo nachträglich über den beabsichtigten Verkauf 
informiert und teilte daraufhin mit Schreiben vom 31.01.2024 mit, dass die Stadt der 
Gewo das Grundstück vorab hätte anbieten sollen, um ein sinnvolles Wohnensemble 
entstehen zu lassen und im Objekt weitere Genossenschaftswohnungen errichten zu 
können. 

Da der Kaufvertrag zwischen der Stadt Wilsdruff und dem Bieter noch nicht 
beurkundet war, wurde der Gewo das Wertgutachten zur Verfügung gestellt und 
nach Besichtigung des Objektes nachträglich ein Gebot zum Erwerb in Höhe von 
27.500 € am 20.02.2024 abgegeben. 

Auf Grund der Sachlage entstand Klärungsbedarf dahingehend, ob die Stadt dieses 
Gebot unter den vorgenannten Umständen nachträglich zulassen würde und den 
Verkaufsbeschluss vom 26.10.2023 (46/2023) revidiert. 

Diese zu treffende Entscheidung wurde im Auftrag der Verwaltung durch einen 
Fachanwalt rechtlich geprüft. Dessen Empfehlung lautet wie folgt: 

„Der Stadtratsbeschluss vom 26.10.2023 über die Veräußerung des Flurstücks 
316124 (Meißner Straße 4) ist aufzuheben wegen „Unvollständigkeit von 
Informationen das Grundstück betreffend -Thema wechselseitige Dienstbarkeiten, 

Erschließung mit Trinkwasser und sonstiges und belastende Dienstbarkeiten 
Nutzungsrecht GeWo". 
Des Weiteren ist im Zusammenhang mit der Aufhebung des Zuschlagsbeschlusses 
vom 26.10.2023 die erneute öffentliche Ausschreibung nach Absicherung der 
Erschließung des Grundstücks Meißner Straße 4 und nach Eintragung einer 
beschränkten Dienstbarkeit (Nutzungsrecht durch Anwohner) zu beschließen. 
Diese Vorgehensweise ist rechtlich sauber. Die rechtlichen Unwägbarkeiten, gerade 
im Zusammenhang mit der Erschließung (nur schuldrechtliche Vereinbarung der 
GeWo mit der Stadt Wilsdruff - keine dingliche Wirkung beim Erwerb durch Drifte), 

müssen rechtssicher geklärt sein." 

In seiner Sitzung am 21.03.2024 wurde der Stadtrat über die Angelegenheit 
erstmalig informiert. Am 11.04.2024 erfolgte im Verwaltungsausschuss die 
Vorberatung über das weitere Vorgehen. Der Verwaltungsausschuss schlug dem 
Stadtrat vor, den Beschluss 46/2023 aufzuheben und die Neuausschreibung des 
Flurstücks 316/24 der Gemarkung Wilsdruff zu beschließen. Im Zuge der 
Ausschreibung ist explizit auf die Vereinbarung zwischen der Stadt Wilsdruff und der 
Freitaler Wohnungsgenossenschaft eG vom 10.10.2011 sowie der damit 
verbundenen grundbuchlichen Eintragungen hinzuweisen. 

Wilsdruff, 15.04.2024 

�'1� 
Ralf Rother 
Bürgermeister 
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